
I n Deutschland musste sich
bisher kaum jemand Ge-
danken um Wassermangel
machen. Was geschehen
muss, damit das auch in
Zukunft so bleibt, be-

schreibt Umweltministerin Sven-
ja Schulze (SPD) in einer Natio-
nalenWasserstrategie, die sie die-
sen Dienstag präsentiert.

Wissenschaftler sagen für dieses
Jahr wieder einen Dürresommer vor-
aus. Müssen wir uns darauf einstel-
len, dass in manchen Orten erneut
dasWasser knappwird?
SvenjaSchulze: In Deutschland war
Wasserknappheit bis vor wenigen
Jahren kein großes Thema. Der
Klimawandel stellt diese Gewiss-
heit nach drei Dürrejahren in Fra-
ge. Das zeigt, warum eine Natio-
nale Wasserstrategie notwendig
ist, die das Bundesumweltminis-
terium jetzt vorlegt. Die zentrale
Botschaft lautet: Es muss jetzt
vorgesorgt werden, damit es zu-
künftig ausreichend Wasser gibt.

Was genaumuss geschehen?
Zentral ist, wieder einen naturna-
hen Wasserhaushalt zu gewähr-
leisten. Natürliche Wasserspei-
cher müssen sich auch natürlich
anreichern können. Ein Weg ist,
die Versiegelung in Städten zu-
rückzudrängen, damit dasWasser
wieder versickern kann. Und es
gilt, dieWasserrückhaltung in der
Landschaft zu stärken, indem
Flussränder natürlich gestaltet
und Böden so bewirtschaftet wer-
den, dass sie Wasser aufsaugen
können. Beides hilft nicht nur bei
Trockenheit, sondern auch bei
Starkregen. Außerdem braucht es
mehrWissen und Daten darüber,
wie sich Wasserdargebot und
-nachfrage an welchen Orten zu
welcher Zeit entwickeln.

Haben Swimmingpools in trockenen
Gegenden noch eine Zukunft?

Das Problem ist weniger dieWas-
sermenge, sondern der Leitungs-
druck, wenn die Nachfrage an
heißen Sommertagen besonders
groß ist. Pools sollten am besten
in den Nachtstunden befüllt wer-
den, nicht tagsüber. Dafür wollen
wir Anreize schaffen.

Heißt das,Wasser soll tagsüber teu-
rer werden?
Nicht unbedingt. „Smarte Was-
sertarife“ könnten eine neue Lö-
sung sein, um flexibler auf die je-
weilige Nachfrage zur reagieren.
Wenn man weiß, wann die Nach-
frage gering ist, kann Wasser
günstiger angeboten werden. Im
Ergebnis würden die Menschen
ihre Waschmaschine zu Zeiten
laufen lassen, in denen weniger
Wasser gebraucht wird. Das
klingt einfacher als es ist, denn
im Alltag gibt es zahlreiche Facet-
ten zu berücksichtigen. In einem
Pilotprojekt soll daher auspro-
biert werden, wie solche „smar-
ten“ Lösungen aussehen können.

Sollten sich wasserintensive Unter-
nehmen nur noch wasserreiche
Standorte aussuchen?
Wasser wird künftig ein wichti-
ger Wirtschaftsfaktor sein. Län-
der und Kommunen müssen da-
her frühzeitig passende Konzep-
te für die Wasserversorgung von
morgen erstellen. Am Grundsatz
der ortsnahen Versorgung wollen
wir festhalten. Aber für die Zu-
kunft ist es nicht selbstverständ-
lich, dass es überall Wasser im
Überfluss gibt. Daher braucht es
einen Ausgleich zwischen was-
serarmen und wasserreichen Re-
gionen. Ein Blick nach Baden-
Württemberg zeigt, wie es mit
Wasser-Fernleitungen gelingen
kann. Stuttgart hat kaum eigene
Wasservorkommen und wird
schon lange vom Bodensee ver-
sorgt. Diese Erfahrungen muss
manmit anderen Regionen teilen
und die Infrastruktur dort anpas-
sen. Wichtig ist mir ein fairer
Rahmen für die Wasservertei-
lung. Es darf keinen Kampf ums
Wasser geben.

Es ist immerwieder von Nutzungshi-
erarchien die Rede, die beiWasser-
knappheit regeln sollen, ob etwa die
Industrie oder die Landwirtschaft

vorrangigWasser nutzen darf.Was
empfehlen Sie?
Auch wenn alle klug vorsorgen,
kann es künftig regional zu Was-
serknappheit kommen. Für diese
Notfälle wird man über Nut-
zungshierarchien und einen Aus-
gleich der Interessen reden müs-
sen. ExistenzielleWassernutzun-
gen, wie den persönlichen Trink-
wasserbedarf, müssen wir

aufrechterhalten. Auch ein Vor-
rang für wesentliche wirtschaft-
liche und landwirtschaftliche
Nutzungen und ökologische Be-
darfe ist denkbar. Das müssen alle
Beteiligten gemeinsam entwi-
ckeln. Kriterien und Regeln für
die Entscheidung imUmgang mit
Wasser müssen transparent und
vergleichbar sein. Entschieden
wird weiterhin vor Ort, der Bund

kann nur einen Rahmen zur Ori-
entierung geben.

Wie gut ist es eigentlich grundsätz-
lich um dieWasserqualität in
Deutschland bestellt?
Wirmüssen wieder besser auf die
Wasserqualität in Deutschland
achten. Bislang wird alles, was ins
Wasser gelangt, einfach wieder
rausgefiltert. Das ist aber sehr
teuer. Daher sollen sich künftig
alle, die die Wasserqualität min-
dern, an den Reinigungskosten
beteiligen. Nur so gibt es einen
Anreiz, umweltschonender mit
Wasser umzugehen.

Die EU verlangt, das Abwasser auf
Covid-19-Spuren zu untersuchen.
Gibt es schon konkrete Pläne?
Spuren von Viren können mitt-
lerweile im Abwasser gut nach-
gewiesen werden. An ihrer Kon-
zentration kannman erkennen, ob
die Infektionszahlen an einemOrt
anziehen oder abflachen, und
zwar früher als über Tests beim
Menschen.Wie ein bundesweites
Monitoring aussehen könnte, un-
tersucht die Bundesregierung ge-
rade in einem Pilotprojekt. Ein
solches Überwachungssystem
kann auch für andere Viren oder
multiresistente Krankheitserre-
ger interessant sein.

Selbst bei
kluger Vorsorge

könnte es künftig
regional zu
Engpässen kommen.

„Kein
Kampf ums
Wasser“
Umweltschutz Ministerin Svenja Schulze will
Städte, Flüsse und die Infrastruktur so
umgestalten, dass Deutschland sowohl mit
zunehmender Trockenheit als auch mit
Starkregen umgehen kann. Von Igor Steinle

Noch genügend Regen? Umweltministerin Svenja Schulze (SPD, hier bei einer Baumpflegeaktion) sorgt
sich um dieWasserversorgung in Deutschland. Foto: Bernd Thissen/dpa

Hintergrund

Weil Deutschlandaufgrund des Kli-
mawandels auf regionaleWasser-
knappheit zusteuert, ist laut Bun-
desumweltministerium (BMU)
ein massiver Ausbau der Infra-
struktur nötig. Das Ziel lautet,
wasserarme und -reiche Kommu-
nen miteinander zu verbinden.
Kommunen undWasserversorger
sollten deswegen überregional
kooperieren. „Geraten einzelne
Regionen in Schwierigkeiten,
können neue oder größere Fern-
wasserleitungen eine Lösung
sein“, so Umweltministerin Sven-
ja Schulze (SPD) zu dieser Zei-
tung, selbst Talsperren seien
denkbar.

Das BMU beziffert den Inves-
titionsbedarf vorsichtig auf drei
Milliarden Euro jährlich. Perspek-
tivisch seien hier zwar auch Bund
und Länder in der Pflicht. Aber:
„Einen Großteil davon werden
auch künftig Wasserversorger
und Kommunen tragen“, so die
Ministerin. Dort reagiert man
dementsprechend besorgt.
„Schon der Erhalt und die Erneu-
erung der jetzigen Leitungen ist
eineMammutaufgabe“, sagt Kars-
ten Specht, Vizepräsident des
Verbands kommunaler Unterneh-
men. Schon heute zahle die Was-
serwirtschaft acht Milliarden
Euro jährlich für Erhalt und Er-
neuerung tausender Kilometer
von Leitungen und Anlagen. Jetzt
kommeman noch an einen Punkt,
an dem aufgrund des Alters der
Leitungen in erhöhtemMaße Re-
investitionen fällig werden.

Specht befürchtet, dass ständig
neue politische Anforderungen
die Kosten und damit dieWasser-
gebühren der Verbraucher in die
Höhe treiben. „Nicht alles was
wünschenswert ist, kann bei ei-
nem verantwortlichen Umgang
mit den Entgelten der Bürger um-
gesetzt werden“, warnt er. So stie-
gen etwa auch die Anforderun-
gen, was den Umgang mit Klär-
schlamm oder Phosphat angeht.
Um die Kosten insgesamt ab-
schätzen zu können, fordert der
Verband daher eine Gesamtschau
aller politischen Initiativen.

Das Engagement des Bundes
bereitet Specht aber auch grund-
sätzlich Kopfzerbrechen. Er sorgt
sich um die Eigenständigkeit der
kommunalen Unternehmen.
„Welche Lösungen vor Ort nötig
sind, kann man nur vor Ort beur-
teilen“, sagt er. Dort, wo eine An-
passung an unterschiedliches
Wasserdargebot nötig war, hätten
die Kommunen das in der Vergan-
genheit selbständig oder mit Hil-
fe der Länder bewerkstelligt.
Specht plädiert dafür, dieses Prin-
zip beizubehalten. Igor Steinle

Hohe Kosten
befürchtet

Sollte Deutschland neueWas-
serspeicher und Fernleitungen
benötigen, könnte das für den
Verbraucher teuer werden.
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Israel
Weiterer Schritt zu
neuer Regierung
Jerusalem.Die Abgeordneten der
Knesset wurden am Montag for-
mal über die Ankündigung der is-
raelischen Opposition unterrich-
tet, eine Regierung ohne den
langjährigenMinisterpräsidenten
Benjamin Netanjahu zu bilden.
Die Unterrichtung durch Parla-
mentschef Jariv Levin ebnet den
Weg für die für eine Vereidigung
der Regierung nötige Vertrauens-
abstimmung in der Knesset. Die-
se findet laut israelischen Medi-
enberichten voraussichtlich am
Mittwoch statt. afp

Myanmar
Prozessauftakt
gegen Suu Kyi
Naypyidaw. Der Prozess gegen
Myanmars entmachtete De-Fac-
to-Regierungschefin Aung San
Suu Kyi beginnt nach Angaben ih-
rer Anwältin am kommenden
Montag. Von kommende Woche
an sollen „die Aussagen der An-
klage und der Zeugen“ gehört
werden, sagte ihre Anwältin Min
Min Soe. Die 75-jährige Friedens-
nobelpreisträgerin Suu Kyi wur-
de seit dem Militärputsch im
Februar mit einer Reihe von
strafrechtlichen Anschuldigun-
gen überzogen afp

Prozent der Stimmen soll die More-
na-Partei des mexikanischen Präsi-
denten Andrés Manuel López Obrador
bei den Parlamentswahlen am Sonn-
tag nach ersten Auszählungen erhal-
ten haben. Damit wäre sie die stärkste
Kraft, teilte die nationale mexikani-
sche Wahlbehörde INE mit. Der Wahl-
kampf war von schweren Gewalttaten
überschattet worden. epd
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In vielen Regionen Deutschlands sind die Böden schon sehr trocken.
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Köln. Die beiden Bischöfe, die im
Auftrag des Papstes die Arbeit
des umstrittenen Kölner Erzbi-
schofs Rainer Maria Woelki un-
tersuchen sollen, sind in der
Domstadt angekommen. Der
Stockholmer Kardinal Anders Ar-
borelius und der Rotterdamer Bi-
schof Hans van den Hende er-
reichten am Montagnachmittag
das Maternushaus. Die Geistli-
chen haben bereits mehrere Ge-
sprächstermine vereinbart, dar-
unter auch mit Vertretern von
Opfern sexuellen Missbrauchs
durch Priester und mit bekann-
ten Kritikern von Kardinal Woel-
ki. dpa

In Köln angekommen: Kardinal Anders Arborelius (links), Bischof von
Stockholm, und Hans van den Hende, Bischof von Rotterdam.
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Besuch für KardinalWoelki
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